
HistorischesUrteil

«Richter entscheiden unter
Umständen freier als Politiker»
Was bedeutet der Sieg der Klimaseniorinnen für die Schweiz?Wird
dieDemokratie übersteuert? Völkerrechtsprofessorin Evelyne Schmid erklärt.

Interview: Pascal Ritter

DerEuropäischeGerichtshof für
Menschenrechte (EGMR)hat
heutedenKlimaseniorinnen
teilweiseRecht gegeben.Washat
dasGericht imWesentlichen
entschieden?
Evelyne Schmid: Das Gericht hat die
Schweiz wegen mangelnder Klima-
massnahmen verurteilt. Der Klima-
wandel ist demnacheingravierendes
Menschenrechtsproblem.

WiebeurteilenSiediesen
Entscheid?
Das ist absoluthistorisch.Dashöchs-
te europäische Menschenrechtsge-
richt hält fest, dass eine zögerliche
Klimapolitik gegen die Menschen-
rechte verstösst. So etwas gab es bis-
her nicht. Weil die Grosse Kammer
desEGMRbestehendaus 17Richtern
den Fall entschieden hat, ist das
Urteil ab sofort verbindlichundkann
nicht angefochtenwerden.

WarumgingdieserFall direkt in
dieGrosseKammer?
Eine gewöhnliche Kammer des Ge-
richts überwies den Fall wegen des-
sen Wichtigkeit an die höchste In-
stanz, wo er nun behandelt wurde.

HatSiedasUrteil ausStrassburg
erstaunt?
Nein, der eigentliche Entscheid
nicht.DerGerichtshofhieltmit 16 zu
einer Stimme fest, dass die Schweiz
bei der Schaffung des einschlägigen
innerstaatlichenRechtsrahmenskri-
tische Lücken aufweist und ihren
Verpflichtungen nicht nachkommt.
Allerdings bin ich verblüfft, dass der
EuropäischeGerichtshofdenKlima-
seniorinnenalsNichtregierungsorga-
nisation den Opferstatus zugespro-
chen hat, aber nicht den vier Einzel-
personen. Ich hatte noch keine Zeit
für eine genaue Analyse, aber das
könnteweitreichendeKonsequenzen
haben, denn in der Schweiz ist es im
Vergleich zuanderenLändern relativ
leicht, eineNGOzu gründen.

Gegenwen richtet sichdasUrteil
genau?GegendenBundesrat?
Das Urteil richtet sich gegen die
Schweizals Staat.DiePolitik, alsoder
Bundesrat, aber auchdieParlamente
und Regierungen auf Bundes-, Kan-
tons- und Gemeindeebene müssen
nun handeln.

Wurdedie Schweiz verurteilt,
weil sie sichnicht andasPariser
Klimaabkommengehaltenhat?
Nein,nichtdirekt.DasGerichturteilt
nur auf der Grundlage der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention.
Aber natürlich entsteht so ein Urteil
nicht im luftleeren Raum. Es spielte
für den Gerichtshof eine Rolle, dass
sich die Staaten in Paris darauf ver-
ständigt haben, dass die Erderwär-
mung 1,5 oder zumindest «deutlich
weniger»als 2Gradnichtüberschrei-
ten soll.DasGericht sagtnun,dass es
nichtmöglich ist, dieMenschenrech-
te zu schützen, wenn die Schweiz
nicht ihren Beitrag leistet, dass das
Klima sich nicht über diesen Grenz-
wert erwärmt. Wir sind schlicht in
einer grossenGefahrenzone.

WasmussdieEidgenossenschaft
nununternehmen,umdem
Richterspruchnachzukommen?

Jetzt muss
die Schweiz
über die Bücher

Linda Leuenberger, Strassburg
und Stephanie Schnydrig

Bruna Molinari hat noch tränennasse
Augen, als sie imParterre desEuropäi-
schenGerichtshofs fürMenschenrech-
te zum Stehen kommt. Getragen von
Freudenrufen und Applaus ist sie so-
ebengemeinsammitdemVorstandder
Klimaseniorinnen und deren Rechts-
teamdieTreppevomGerichtssaal hin-
untergestiegen. Schon ging sie schier
unter im Gedränge all der Medienleu-
te, die ihr und ihren Mitstreiterinnen
Kameras und Mikrofone entgegen-
streckten. An diesem Vormittag in
StrassburgwollenalleeinStückvonden
Klimaseniorinnen.Allewollen ihnauf-
zeichnen,diesenhistorischenMoment:
Jetzt, per sofort, ist Klimaschutz ein
Menschenrecht.

Der Verein Klimaseniorinnen hatte
die Schweiz verklagt, weil diese zu we-
nig tue,umältereFrauenvordenFolgen
desKlimawandels zuschützen,konkret
vor den häufigeren und intensiveren
Hitzewellen. Das wurde nun von der
oberstenInstanz inMenschenrechtsfra-
gen bestätigt. Der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte, kurz
EGMR, urteilte am Dienstag, dass die
SchweizArtikel 8derMenschenrechts-
konventionverletzt, nämlichdasRecht
auf Achtung des Privat- und Familien-
lebens der Klimaseniorinnen. Weiter
stellte der EGMR eine Verletzung von
Artikel 6 fest, dem Recht auf Zugang
zumGericht. Denn in der Schweiz war
keine Instanz auf die Klage der Senio-
rinnen überhaupt eingegangen.

DerEnkel ist stolz
auf seineNonna
An einen solchenRiesenerfolg habe sie
nichtgeglaubt, sagtBrunaMolinarinach
derUrteilsverkündung.Kaumzufassen!
Die 82-jährige Südtessinerin spricht
einen Mix aus Italienisch, Französisch
undDeutsch.SieseidenKlimaseniorin-
nen beigetreten, nicht für sich, sondern
weil siesichumdieZukunft ihrerEnkel-
kinder sorge. Ob sie stolz sind? «Weiss
ichnicht»,sagtMolinari,«fragenwir ihn
doch.Milo!Vieni.Seifierodi tanonna?»
Ein«Si!»kommtzurückvomzehnjähri-
genBlondschopf,derseinGesichtgleich
daraufverlegeninderSeiteseinerGross-
mutter vergräbt.

Bruna Molinari ist Klimaseniorin
miteiner speziellenRolle.Umsichmög-
lichst breit abzusichern, hat der Verein
nämlichältereFrauenmitkörperlichen
Beschwerden gesucht, welche sich mit
der Hitze verschlimmern. Frauen, die
bereit waren, mit ihrem Namen und
ihrer Geschichte hinzustehen und als
EinzelpersondieSchweiz zuverklagen.
Bruna Molinari war bereit für diese
Mission.

«IchbinAsthmatikerinseitGeburt»,
sagtdieTessinerin.Zunächsthättendie
schwach dosierten Inhalationssprays
noch genügt, spätermusste sie aber auf
diehochdosiertenMittelzurückgreifen.

Mittlerweile istMolinariaufeinelektro-
nisches Asthmagerät angewiesen, mit
demsie dreimal amTag zwanzigMinu-
ten inhalierenmuss.«Sonst komme ich
nicht einmal mehr in meine Wohnung
imzweitenStock.»Jeheisseressei,des-
to schwerer falle dasAtmen.

Die Einzelklägerinnen waren die
Hoffnung der Klimaseniorinnen und
vonGreenpeace.Siebefürchteten,dass
der Gerichtshof den Verein als Kläger
abweisenkönnte,weilVereinekeine in-
dividuelle Betroffenheit geltend ma-
chen können. Diese Lücke hätten die
Einzelklägerinnen füllen sollen. Doch
nun kam es ganz anders: Der EGMR
liess den Verein als Kläger zu, die Ein-
zelpersonen hingegen nicht. Ihre indi-
viduelle Betroffenheit sei zu schwach.
Aber darauf zuckt Bruna Molinari nur
mit den Schultern. Ein Sieg ist ein Sieg.

Es war das erste Mal überhaupt,
dass ein internationales Gericht eine
Klimaklagebehandelte,wasdasgefäll-
te Urteil zu einem Leiturteil macht.
Konkret: Die 46 Mitgliedsstaaten des
Europaratswerden sichkünftigdanach
richten müssen; Klägerinnen und Klä-
ger aus diesen Staaten werden sich
darauf berufen können. «Der Ent-
scheid wird für Klimaklagen gegen
Staaten und Unternehmen bedeutend
sein», sagt Cordelia Bähr, die leitende
RechtsanwältinderKlimaseniorinnen.

Ingrid Ryser, die Informations-
chefin des Bundesamts für Justiz, das
die Schweiz vertreten hat, spricht von
einem «interessanten» Urteil: «Der
Bund nimmt das ernst.» Es sei aber zu

früh, um über konkrete Massnahmen
zu spekulieren.DasBundesamt für Jus-
tiz werde das umfangreicheUrteil nun
analysieren und prüfen, welche Er-
kenntnisse daraus gezogen werden
müssen.

Klar ist: Die Schweizmuss dieMen-
schenrechtsverletzungen nun beheben
undihreKlimazielenachbessern.Wiesie
das tut,wird sichzeigen.Klimaanwältin
Cordelia Bähr kündigt an: «Wirwerden
das sehr genauverfolgen.»

Anthony Patt ist Professor für Kli-
mapolitik anderETHZürichundwirk-
te als koordinierender Hauptautor am
jüngsten Bericht des Weltklimarats
IPCCmit.ErhatdieUrteilsverkündung
von der Schweiz aus verfolgt und
spricht ebenfalls von einem histori-
schen Urteil, dessen Kraft über eine
Symbolwirkunghinausgehe. Es erken-
ne die Notwendigkeit von klimapoliti-
schenMassnahmenan.Eingegenteilig
lautendes Urteil hingegen hätte wo-
möglich als Ausrede dienen können,
Klimaschutz alsdochnicht sodringlich
anzusehen, so Patt.

Gerichte seien in derRegel zurück-
haltend, derPolitik konkreteMassnah-
men aufzuerlegen. Denn: «Letztlich
braucht es eine demokratische Mehr-
heit, damit einePolitikwirksamumge-
setzt wird.»

EineMehrheitderSchweizerBevöl-
kerung sprach sich letzten Sommer
denn auch bereits dafür aus, dass das
Land bis Mitte des Jahrhunderts eine
ausgeglichene Treibhausgasbilanz an-
streben soll. «Das Netto-Null-Ziel ist
damit gesetzlich verankert», sagt Patt.

DasUrteil aus Strassburg lasse sich
so interpretieren, dass das Parlament
dasGesetznunnicht abschwächendür-
fe. Es muss die Gesetzesimplementie-
rung so ausgestalten, dass die Klima-
ziele erreicht würden. «Alles andere
wäre gemäss dem heutigen Urteil ille-
gal», so Patt.

DerKampagnen-Coup
vonGreenpeace
Nicht zuletzt ist der Erfolg am EGMR
einKampagnen-CoupvonGreenpeace,
genauer von Klimaexperte Georg
Klingler. Er hatte vor neun Jahren die
Idee, einenBetroffenen-Vereinzugrün-
den, nach demVorbild einer erfolgrei-
chen Bürgerbewegung in den Nieder-
landen.Er liessRechtsgutachtenerstel-
len und Frauenmobilisieren.

Undnun,daer amEGMRinStrass-
burg stehtunddieFrüchte seinerArbeit
erntet, kämpft ermitdenTränen.Es sei
die Geschichte einer wunderschönen
Partnerschaft, von Greenpeace ange-
schoben und dann begleitet. «Die Kli-
maseniorinnen sind eine wunderbare
Gruppe von aktiven Menschen, die
Tausende Freiwilligenstunden inves-
tieren, um unser Klima zu schützen.»
Erwünsche sichnun,dassdiesesUrteil
als Katalysator über die Klimabewe-
gung hinauswirkt. Die Klimaseniorin-
nenwerden jedenfalls weitermachen.

Acht Jahre lang haben die Klimaseniorinnen für dieses Urteil gekämpft.
Eine von ihnen ist die Asthmatikerin BrunaMolinari, die als Einzelklägerin
nach Strassburg gereist ist.Wir haben sie begleitet.

Bürgerliche wittern
unerlaubte Einmischung
DasKlima-Urteil aus Strassburgwirft hoheWellen.

Während die Linke sich bestärkt sieht, ist das
Unverständnis auf bürgerlicher Seite gross.

Benjamin Rosch und
RetoWattenhofer

Für Lisa Mazzone, seit vergangenem
Samstag Parteipräsidentin der Grü-
nen, ist es ein steiler Einstieg – und
gleichzeitig ein willkommener Mo-
ment, sich in dieDebatte einzuschal-
ten.«DieBedeutungdiesesUrteils ist
so gross wie jene des Pariser Klima-
Abkommens», sagt sie nur Stunden
nachderUrteilsverkündungdesEuro-
päischen Gerichtshofs in Strassburg
vor den Medien. Die Klimaseniorin-
nen hättenGeschichte geschrieben.

Dass der Gerichtshof amtlich
festhält, die Schweiz unternehme im

Klimaschutz zuwenig, ist für dieGrü-
ne Partei eine Bestätigung. Nun will
Mazzonemöglichst rasch Folgen se-
hen: Es brauche Klimaziele für jene
Sektoren, die bislang davon ausge-
nommen waren. Das Hauptaugen-
merk der Grünen richtet sich damit
auf Landwirtschaft, Finanzwirtschaft
undFlugbranche. Fraktionspräsiden-
tin Aline Trede kündigte das Einbe-
rufen einer dringlichen Debatte im
Rahmen der Sommersession an.

Kritik kommt auch von der SP.
«DiesesUrteil des höchsten europäi-
schen Gerichts ist eine Ohrfeige für
denBundesrat und seineUntätigkeit
imKlimabereich», sagtCo-Präsiden-

Zwei andere Klagen scheiterten

Während die Klimaseniorinnen Grund
zum Feiern hatten, wurden zwei Klima-
klagen aus Frankreich undPortugal vom
Gerichtshof abgewiesen. Ein ehemaliger
französischer Bürgermeister hatte ge-
klagt, weil seinHeimatort amÄrmelkanal
vomsteigendenMeeresspiegel bedroht
sei. Die Richterinnen undRichter erklär-
ten seine Klage jedoch für unzulässig.
Weil er nicht mehr in dem Küstenort
wohne, fehle ihmdie sogenannteOpfer-
eigenschaft. Besonderes Augenmerk
lag auch auf der Klage von sechs portu-
giesischen Jugendlichen. Sie hatten
sich nach den verheerendenWaldbrän-
den in ihrer Heimat 2017 entschlossen,
nicht nur ihr Heimatland, sondernmehr
als dreissig andere europäischeStaaten
zu verklagen – darunter auch die
Schweiz. Die Richter halten die Klage
aber für unzulässig: Die Teenager hätten
sich zuerst in Portugal durch die Instan-
zen klagenmüssen, bevor sie denEGMR
anrufen. Ausserdem gebe es in der
Menschenrechtskonvention keine
Grundlage dafür, dass Staaten ausser-
halb ihres Hoheitsgebiets derart weit-
reichend haftbar gemacht werden kön-
nen. (dpa)
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